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Allgemeine Einkaufsbedingungen für Werk- und Dienstleistun-
gen - Hubert Burda Media 
 
1. Definitionen 
1.1. Auftraggeber (nachfolgend „AG“) ist Burda Procurement 

GmbH oder das gem. §§ 15 ff. AktG verbundene Unternehmen 
der Hubert Burda Media Holding Kommanditgesellschaft, wel-
ches entsprechende als Bestellung benannte Leistungen in 
Auftrag gibt. 

1.2. Auftragnehmer (nachfolgend „AN“) ist das die Bestellung an-
nehmende Unternehmen. 

1.3. Partei ist jeweils AG oder AN, oder gemeinsam die Parteien. 
1.4. Bestellung bezeichnet einen verbindlichen Liefer- und Leis-

tungsabruf durch den AG. 
1.5. Leistungen sind ausschließlich Dienst- und/oder Werkleistun-

gen, insbesondere aus den Bereichen Event, Marketing, Kre-
ativleistungen, Beratung, Kommunikation und Beauftragung 
von Personaldienstleistungen. 

1.6. Projekte sind über einen gewissen Zeitraum zu erbringenden 
Leistungen. 

1.7. Nutzungsgegenstände sind sämtliche Arbeitsergebnisse, 
insbesondere Ausführungsunterlagen wie Beschreibungen, 
Zeichnungen, Analysen, Designs, Ideen, Entwürfe, Claims, 
Layouts, Verfahren, Spezifikationen, Berichte und Konzepte, 
die der AN in Ausführung des Vertrags erstellt. 

 
2. Geltungsbereich der AEB 
2.1. Diese AEB gelten für alle Aufträge zur Inanspruchnahme von 

Leistungen. Dabei kann es sich beispielsweise um Dienstver-
träge, Werkverträge oder typengemischte Werk- und Dienst-
leistungsverträge handeln. 

2.2. Diese AEB des AG gelten ausschließlich. Entgegenstehenden 
oder von diesen AEB abweichenden Bedingungen des AN 
wird hiermit ausdrücklich widersprochen. Die AEB des AG gel-
ten auch dann, wenn der AG in Kenntnis entgegenstehender 
oder abweichender Bedingungen des AN die Lieferungen und 
Leistungen des AN vorbehaltlos annimmt. Die Grundsätze 
über das kaufmännische Bestätigungsschreiben finden keine 
Anwendung. 

 
3. Vertragsschluss 
3.1. Die Parteien vereinbaren, dass für Bestellungen das von Burda 

eingesetzte eProcurement-System (z.B. Coupa) verwendet 
werden kann. Der AG ist berechtigt, eine Bestellung über das 
eProcurement-System abzugeben. Der AN hat die techni-
schen Voraussetzungen dafür geschaffen, dass er Bestellun-
gen über das eProcurement-System annehmen kann. 

3.2. Der AN ist gehalten, die Annahme einer Bestellung ausdrück-
lich zu erklären. Bestellungen die vom AG über das ePro-
curment-System Coupa erteilt werden, sind vom AN über 
Coupa anzunehmen.  

3.3. Mit der Annahme der Bestellung gilt der Vertrag als geschlos-
sen. Die vorbehaltlose Ausführung einer Bestellung gilt auch 
ohne ausdrückliche Erklärung als Annahme. 

3.4. Wird auf weitere Unterlagen Bezug genommen (beispiels-
weise Bestellung/Angebot, Rahmenvertrag, IT-AEB), gilt bei 
einer Vertragsauslegung das folgende Rangverhältnis: 
- Bestellung/Einzelvertrag 
- Rahmenvertrag  
- vorliegende AEB 
- Angebot  

 
 
3.5. Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen, die nach Ver-

tragsschluss vom AN abgegeben werden, bedürfen zu ihrer 
Wirksamkeit der eigenhändig unterschriebenen Bestätigung 
des AG. 

 
4. Erbringung der Vertragsleistung 
4.1. Der AN darf sich zur Erfüllung seiner Vertragsverpflichtungen 

nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung des AG eines 
Subunternehmers bedienen. Die Zustimmung darf nicht ohne 

sachlichen Grund verweigert werden. Ein solcher liegt insbe-
sondere vor, wenn der AG Rahmenverträge mit Dritten ge-
schlossen hat, die solche Leistungen, die der AN über Subun-
ternehmer beziehen möchte, mit umfassen. Der AN hat die ihm 
auferlegten Verpflichtungen hinsichtlich Datenschutz und Ge-
heimhaltung an den eingeschalteten Subunternehmer schrift-
lich weiterzugeben und dies auf Nachfrage zu jeder Zeit unver-
züglich nachzuweisen. 

4.2. Sämtliche Leistungen sind ordnungsgemäß nach dem jeweils 
zum Leistungszeitpunkt aktuellen Stand der Technik zu erbrin-
gen. 

4.3. Auf Verlangen hat der AN jederzeit schriftlich Auskunft über 
den aktuellen Stand der Leistungserbringung zu geben. 

4.4. Der AN darf nur solche Nutzungsgegenstände liefern, die vom 
Hersteller für das Inverkehrbringen in einem Mitgliedsstaat der 
Europäischen Union bzw. einem Vertragsstaat des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum vorgesehen 
sind. 

4.5. Soweit sich aus der Bestellung nichts anderes ergibt, gilt der 
Sitz des AG als Erfüllungsort. 

 
5. Liefer- und Fertigstellungstermine 
5.1. Für die Erfüllung der vertraglichen Leistungen gelten die im 

Vertrag angegebenen Termine und Fristen. Die angegebene 
Liefer- bzw. Ausführungszeit ist bindend. Treten Umstände 
ein, wodurch die vereinbarte Liefer- bzw. Ausführungszeit nicht 
eingehalten werden kann, wird der AN den AG hierüber unver-
züglich in Kenntnis setzen. Jede Verschiebung von Liefer- 
und/oder Ausführungsfristen muss zu ihrer Wirksamkeit 
schriftlich mit dem AG vereinbart werden. 

5.2. Im Falle des Leistungsverzuges stehen dem AG die gesetzli-
chen Ansprüche zu.  

5.3. Der AG sind auch bei nur vorübergehender Unmöglichkeit der 
Leistungserbringung durch den AN berechtigt, nach Setzung 
einer angemessenen Frist ersatzweise Dritte mit der Erbrin-
gung der Leistung zu beauftragen. Die Zahlungsverpflichtung 
bleibt in dem Umfang bestehen, in dem der AN nachweist, die 
vorübergehende Unmöglichkeit nicht zu vertreten zu haben. 

5.4. Ist der AN in Verzug, kann der AG eine Vertragsstrafe in Höhe 
von 0,25% der Abrechnungssumme pro vollendetem Kalen-
dertag des Verzugs verlangen, insgesamt jedoch nicht mehr 
als 5% der Abrechnungssumme. Die Geltendmachung 
darüberhinausgehender Schäden nach den gesetzlichen Best-
immungen bleibt vorbehalten. Ist eine Vertragsstrafe angefal-
len, hat der AG das Recht, den Vorbehalt der Vertragsstrafe 
bis zur Begleichung der Schlussrechnung zu erklären. 

 
6. Leistungsänderungen 
6.1. Der AG ist jederzeit berechtigt schriftlich oder in Textform Leis-

tungsänderungen zu fordern. Der AN verpflichtet sich, Weisun-
gen und Änderungsverlangen bei der Durchführung zu berück-
sichtigen. 

6.2. Im Falle der Forderung einer Leistungsänderung, wird der AN 
innerhalb von 5 Werktagen schriftlich oder in Textform mittei-
len, ob die Leistungsänderung möglich ist und welche Auswir-
kungen diese auf den Vertrag haben würde, insbesondere un-
ter Berücksichtigung des zeitlichen Verlaufs, des Mehrauf-
wands, der Vergütungshöhe und der Mitwirkungspflichten. Ist 
aufgrund der Komplexität oder des Umfangs des Änderungs-
verlangens eine Angebotserstellung innerhalb von 5 Werkta-
gen nicht möglich, zeigt der AN dies unverzüglich an, und die 
Parteien einigen sich anschließend auf eine angemessene 
Frist.  

6.3. Der AG teilt innerhalb einer weiteren Frist von 10 Werktagen 
dem AN schriftlich mit, ob die Forderung auf Leistungsände-
rung aufrechterhalten wird oder ob der Vertrag zu den alten 
Bedingungen fortgeführt werden soll. 

6.4. Nimmt der AG das Angebot des AN zur Leistungsänderung an, 
wird dies in einem Änderungsprotokoll festgehalten und dem 
Vertrag als Anlage beigefügt.  
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6.5. Der AN ist zu Leistungsänderungen nur mit schriftlicher Zu-
stimmung berechtigt. Insbesondere die Leistungsänderung 
durch einen Lieferanten des AN begründet kein Recht zur Er-
bringung einer geänderten Leistung. 

6.6. Die Parteien sind sich darüber einig, dass unwesentliche Än-
derungen sowie Ergänzungen (solche die nicht mehr als +/- 
10% vom Angebots- bzw. Auftragswert abweichen) in der ver-
einbarten Vergütung enthalten sind. 

 
7. Abnahme 

Für die Abnahme von Werkleistungen sowie soweit die Par-
teien für sonstige Leistungen eine Abnahme vereinbaren, gel-
ten die nachfolgenden Regelungen: 

7.1. Der AG hat nach Übergabe der vereinbarten Leistung zum 
Zwecke der Abnahme mindestens 14 Kalendertage Zeit, um 
die vom AN erbrachten Werkleistungen auf ihre Vertragsge-
mäßheit zu überprüfen. Die Parteien können davon abwei-
chend auch eine anderweitige Überprüfungszeit vereinbaren. 

7.2. Liegen keine oder lediglich unerhebliche Mängel vor, die die 
zweckgemäße Nutzung der Vertragsleistungen nur unwesent-
lich beeinträchtigen, erklärt der AG die Abnahme. Die Ab-
nahme von Teilleistungen beschränkt den AG nicht, bei der 
Gesamtabnahme Mängel in schon abgenommenen Teilleis-
tungen geltend zu machen, soweit solche erst durch das Zu-
sammenwirken von Systemteilen offenkundig werden.  

7.3. Die Abnahme erfolgt nicht durch konkludente Handlungen wie 
beispielsweise die Nutzung des Werkes; sie muss stets aus-
drücklich durch den AG erklärt werden. Mit der Abnahmeerklä-
rung geht die Gefahr der zufälligen Verschlechterung auf den 
AG über. 

7.4. Der AN hat Mängel, die die Abnahme hindern, unverzüglich zu 
beseitigen und seine Leistungen erneut zur Abnahme vorzule-
gen. Die vorstehende Vorschrift der Ziffern 7.1, 7.2 gilt für eine 
erneute Abnahme entsprechend. 

7.5. Unwesentliche Mängel werden im Abnahmeprotokoll festge-
halten und unverzüglich beseitigt. 

7.6. Schlägt die Endabnahme zweimal fehl, in der AG berechtigt, 
von der betroffenen Einzelbeauftragung zurückzutreten. 

7.7. Eine Abnahme von Teilleistungen kommt nur in Betracht, wenn 
dies zwischen den Parteien ausdrücklich schriftlich vereinbart 
wurde. 

 
8. Projektmanagement 
8.1. Die Parteien benennen jeweils einen Projektverantwortlichen 

als Ansprechpartner für alle das jeweilige Projekt betreffende 
Fragen. Sollte diese Person verhindert sein, so sorgt die jewei-
lige Partei ihrerseits für qualifizierte, entscheidungsbefugte 
Vertretung. 

8.2. Der AN wird alle zwei Wochen in Textform über den aktuellen 
Stand der Leistungserbringung berichten. Über drohende 
Überschreitungen des vereinbarten Aufwands oder Zeitbe-
darfs und über drohende Nichteinhaltung der vereinbarten 
Meilensteine, Fristen und Fertigstellungstermine wird der Pro-
jektleiter des AN den Projektleiter des AG unverzüglich ab 
Kenntnis informieren.  

8.3. Die Projektleiter sind nicht berechtigt, vereinbarte Anforderun-
gen, Meilensteindaten und -anforderungen und andere we-
sentliche Vertragsbestandteile abzuändern. 
 

9. Preise und Zahlungsbedingungen 
9.1. Mit der vereinbarten Vergütung sind sämtliche vom AN zu er-

bringenden Leistungen inklusive einer etwaigen Rechteeinräu-
mung abgegolten. Automatische Preisanpassungen finden 
nicht statt. 

9.2. Reisezeiten, Fahrt-, Unterbringungs- sowie Verpflegungskos-
ten werden nicht erstattet, es sei denn einzelvertragliche Ver-
einbarungen hierzu liegen vor.  

9.3. Alle Preise und Kosten sind bindend und verstehen sich zzgl. 
der zum Zeitpunkt der Rechnungsstellung gesetzlich gültigen 
Umsatzsteuer. Ist ein Preis auf der Bestellung nicht vermerkt, 
so wird der AG den niedrigsten Marktpreis oder seinen Her-
stellerpreis berechnen. Spätere Preisverhandlungen mit dem 
AG bleiben vorbehalten. 

9.4. Der AN trägt alle etwaig anfallenden Zölle, Steuern, Abgaben 
und Kosten einer Einfuhr aus Anlass der Bestellung. 

Materialaufwand des AN ist nur dann erstattungsfähig, wenn 
dies zuvor schriftlich vereinbart worden ist.  

9.5. Ist abweichend von Ziff. 9.1 etwas anderes vereinbart und er-
folgt die Abrechnung nach Zeit- und/oder Materialaufwand auf-
grund der vom AG täglich anzuerkennenden und entspre-
chend zu unterzeichnenden Nachweise unter Zugrundelegung 
der vereinbarten Verrechnungssätze, muss dies auf der Rech-
nung prüfbar aufgeführt werden. 

9.6. Soweit nicht anders vereinbart, entsteht der Anspruch auf Zah-
lung des vereinbarten Entgelts nach vollständiger, mangel-
freier Erbringung der Leistung sowie im Falle eines Abnahme-
erfordernisses mit Erteilung der Abnahmebescheinigung.  

9.7. Die Zahlungsfrist beginnt mit Zugang einer gem. § 14 UStG 
ordnungsgemäßen Rechnung. Die Fälligkeit tritt 30 Tage nach 
Beginn der Zahlungsfrist ein. § 286 Abs. 3 BGB findet keine 
Anwendung. Wird die Zahlung innerhalb von 14 Kalenderta-
gen geleistet, gewährt der AN 3% Skonto auf den Nettobetrag 
der Rechnung. Zahlungen sind fristgemäß, wenn der Zah-
lungsauftrag innerhalb der Frist erfolgt.  

9.8. Rechnungen sind per E-Mail im PDF Format an kredito-
ren.rechnung@burda.com zu senden. Rechnungen des AN, 
die sich auf eine Coupa-Bestellung (43er Bestel-lung) bezie-
hen, müssen über das Coupa Supplier Portal gestellt und über-
mittelt werden. Für eine richtige Zuordnung müssen sie die or-
ganisatorischen Kennzeichen der Bestellung, wie Bestellnum-
mer, Lieferort etc. enthalten. Für vereinbarte Teilzahlungen er-
hält der AG entsprechend gekennzeichnete Teilrechnungen. 

9.9. Bei Zahlungsverzug kann der AN Verzugszinsen in Höhe von 
jährlich 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz der Europä-
ischen Zentralbank verlangen. Dem AN bleibt der Nachweis 
eines höheren Schadens, dem AG der Nachweis eines niedri-
geren Schadens unbenommen. Der AG kommen erst durch 
schriftliche Mahnung des AN nach Eintritt der Fälligkeit in Ver-
zug.  

9.10. Zahlungen durch den AG bedeuten nicht die Anerkennung ei-
ner vertragsgerechten Leistung des AN.  

9.11. Dem AG stehen Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrechte 
in gesetzlichem Umfang zu. 

9.12. Ohne die schriftliche Zustimmung des AG dürfen Ansprüche 
des AN aus dem Vertrag weder ganz noch teilweise an Dritte 
abgetreten werden. 

9.13. Auf Fremdkosten wird vom AN kein Vergütungsaufschlag, ins-
besondere keine Handlingfee, berechnet. Fremdkosten sind in 
den Angeboten des AN vollständig offenzulegen. 

9.14. Kick-Back-Zahlungen an den AN von gestatteten Subunter-
nehmern oder hinsichtlich Fremdkosten müssen offengelegt 
und dem AG vollständig weitervergütet werden. 

 
10. Mitwirkung des AG 
10.1. Der AG wird im Sinne einer Obliegenheit bei der Vertrags-

durchführung mitwirken, soweit dies vertraglich vereinbart und 
erforderlich ist. 

10.2. Der AN ist verpflichtet, den AG mit angemessener Frist und 
unter Nennung der konkreten Mitwirkungshandlung zur Mitwir-
kung aufzufordern. Unterbleibt die Aufforderung, kommt der 
AG mit der Mitwirkung nicht in Verzug, und der AN kann sich 
auf eine nicht ordnungsgemäße Mitwirkung nicht berufen. Der 
AG ist für unzureichende oder verspätete Mitwirkungen nur 
verantwortlich, soweit er diese zu vertreten hat. 

 
11. Eigentumsübertragung und Gefahrenübergang 
11.1. Soweit der AN eine Übertragung von Sacheigentum schuldet, 

so wird dieses ohne Eigentumsvorbehalt grundsätzlich bei Lie-
ferung der Sache an den AG übertragen. Ist der AG bereits im 
Besitz der Sache, geht das Eigentum mit Vertragsschluss auf 
den AG über. Soll der AN im Besitz der Sache bleiben, erfolgt 
der Eigentumsübergang mit Abschluss eines entsprechenden 
Besitzmittlungsverhältnisses. 

11.2. Die Gefahr geht frühestens mit Eigentumsübergang auf den 
AG über. § 447 BGB findet keine Anwendung. 
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12. Rechteeinräumung 
12.1. Der AN räumt dem AG an sämtlichen Nutzungsgegenständen 

mit ihrer Entstehung, spätestens aber mit der Übergabe an den 
AG ein ausschließliches, zeitlich, räumlich und inhaltlich unbe-
schränktes, dauerhaftes, unwiderrufliches und unkündbares-
Nutzungsrecht für nicht-gewerbliche und gewerbliche Zwecke 
ein, welches sich auf alle bekannten und unbekannten Nut-
zungsarten erstreckt, einschließlich 
 des Rechts zur dauerhaften oder vorübergehenden Verviel-

fältigung, ganz oder teilweise, mit jedem Mittel und in jeder 
Form, beispielsweise zum Anzeigen, Laden und/oder Ab-
laufen lassen oder zur sonstigen dauerhaften und/oder 
flüchtigen Speicherung auf elektronischen, elektro-magne-
tischen oder optischen Speichermedien, wie jeder Art von 
Festplatten, RAM, DVD, CD-ROM, Speicherkarten, USB-
Sticks, etc., des Rechts zur Ausstellung und Veröffentli-
chung; 

 das Recht zur Verbreitung der Vervielfältigungsstücke auf 
jedem Datenträger und in körperlicher und unkörperlicher 
Form sowie mit jedem sonstigen Mittel, einschließlich des 
Rechts zu deren kommerzieller Verwertung, auch durch 
Vermietung und/oder Leihe; 

 des Rechts zur drahtgebundenen und/oder drahtlosen öf-
fentlichen und nicht öffentlichen Wiedergabe, insbesondere 
der öffentlichen Zugänglichmachung in der Weise, dass die 
Arbeitsergebnisse Mitgliedern der Öffentlichkeit von Orten 
und zu Zeiten ihrer Wahl zugänglich sind, auch durch Bild-, 
Ton- und sonstige Informationsträger, in Datenbanken, Da-
tennetzen und Online-Diensten; 

 des Rechts zur Übersetzung, Bearbeitung oder anderer 
Umgestaltungen sowie der Verwertung der auf diese Weise 
hergestellten Versionen in gleicher Weise wie die Aus-
gangsnutzungsgegenstände selbst. 

12.2. Soweit einzelne Elemente der Nutzungsgegenstände (wie z.B. 
Bild-, Ton-, Videodateien, Archivmaterial) auf Fremdmaterial 
Dritter beruhen, verpflichtet sich der AN, diese Elemente aus 
allgemein zugänglichen Datenbanken, ersatzweise vom 
Rechteinhaber, zu beschaffen und dem AG die nicht-aus-
schließlichen Nutzungsrechte hieran im Umfang nach Ziffer 
12.1 einzuräumen. Dabei ist stets eine für den AG kostenfreie 
Lösung zu bevorzugen. Der Rechteerwerb auf Kosten des AG 
bedarf der vorherigen Benachrichtigung sowie der vorherigen 
schriftlichen Zustimmung des AG. Anderenfalls sind die Kos-
ten vom AN zu tragen. 

12.3. Der AN wird den AG jeweils über etwaige Beschränkungen der 
Nutzungsrechte, GEMA-Rechte und Rechte anderer Verwer-
tungsgesellschaften informieren und die vorherige schriftliche 
Zustimmung des AG zur Verwendung einholen. 

12.4. Der AG ist berechtigt, die vorstehenden Rechte ohne weitere 
Zustimmung durch den AN ganz oder teilweise auf Dritte zu 
übertragen oder weitere einfache Nutzungsrechte hiervon ab-
zuspalten und Dritten einzuräumen, sie durch Dritte nutzen o-
der für sich betreiben zu lassen, sie nicht nur für eigene Zwe-
cke zu nutzen, sondern sie auch zur Erbringung von Leistun-
gen an Dritte einzusetzen, unabhängig davon, ob dies für 
nicht-gewerbliche oder gewerbliche Zwecke geschieht. 

12.5. Der AG nimmt die Einräumung der Nutzungsrechte mit Ver-
tragsschluss an. 

12.6. Der AN stellt sicher, dass etwaige Urheberpersönlichkeits-
rechte gegenüber dem AG nicht geltend gemacht werden. 

12.7. Alle vom AG in Ausführung des Vertrags gelieferten Ausfüh-
rungsunterlagen (z.B. Beschreibungen, Zeichnungen, Doku-
mentationen) gehen mit deren Übergabe in das Eigentum der 
AG über. 

 
13. Ansprüche bei Mängeln 
13.1. Etwaige Mängel werden innerhalb der Gewährleistungsfrist 

unverzüglich und nach den gesetzlichen Vorschriften vom AN 
behoben. 

13.2. Für die Nachbesserung oder die Ersatzlieferung im Gewähr-
leistungsfall gilt Folgendes: 

13.2.1. Die Wahl, ob die Mängelbeseitigung durch Nachbesserung 
oder Ersatzlieferung erfolgt, trifft der AG. Der AN kann die 
vom AG gewählte Art der Nacherfüllung verweigern, wenn 
sie nur mit unverhältnismäßigen Kosten möglich ist. 

13.2.2. Gelingt es dem AN auch nach zweimaliger Nachbesserung 
oder Ersatzlieferung nicht, die Abweichungen von der ge-
schuldeten, insbesondere der vereinbarten Beschaffenheit 
zu beseitigen oder so zu umgehen, dass dem AG eine ver-
tragsgemäße Nutzung der jeweiligen Leistung möglich ist, 
kann der AG nach seiner Wahl Herabsetzung der Vergü-
tung und bei Verschulden des AN zusätzlich Schadenser-
satz oder Ersatz seiner vergeblichen Aufwendungen verlan-
gen sowie den Rücktritt vom Vertrag erklären. Im Falle ei-
nes Teilrücktritts bzw. der Kündigung erhält der AN eine 
Vergütung nur für die als mangelfrei abgenommenen und 
nicht von dem Teilrücktritt erfassten bzw. nach der Kündi-
gung erbrachten Vertragsleistungen, sofern diese für den 
AG wirtschaftlich sinnvoll nutzbar sind. Soweit die Beschaf-
fenheit nicht vereinbart ist, schuldet der AN die Eignung für 
die vertraglich vorausgesetzte Verwendung. Weitere 
Rechte und Ansprüche des AG bleiben unberührt. 

13.2.3. Für im Rahmen der Gewährleistung erbrachte Leistungen 
kann der AN keine gesonderte Vergütung verlangen. Macht 
der AN eine Vergütung geltend, so hat er darzulegen und 
nachzuweisen, dass die Leistung nicht in der gesetzlichen 
Gewährleistungspflicht enthalten ist. 

13.2.4. Der AG ist berechtigt, auf Kosten des AN die Mängelbeseiti-
gung nach erfolglosem Ablauf einer von ihm zur Nacherfül-
lung bestimmten angemessenen Frist selbst vorzunehmen, 
wenn sich der AN im Leistungsverzug befindet. Der Bestim-
mung einer Frist bedarf es bei besonderer Eilbedürftigkeit 
aufgrund dringender Bedürfnisse für ein sofortiges Tätigwer-
den oder wenn dem AG die Nacherfüllung unzumutbar ist 
nicht. 

13.2.5. Der AG wird offene und verdeckte Mängel ab deren Entde-
ckung innerhalb einer Frist von 14 Kalendertagen gegenüber 
dem AN rügen. § 377 HGB wird insoweit abbedungen. 

13.2.6. Die Zustimmung des AG zu technischen Unterlagen und/o-
der Berechnungen des AN berühren die Mängelhaftung des 
AN nicht. 

13.2.7. Im Rahmen zeitlich befristeter Überlassung von Software fin-
det § 536b BGB keine Anwendung. 

 
14. Gewährleistung / Verjährung 
14.1. Ansprüche wegen Mängeln verjähren grundsätzlich nach 24 

Monaten. Sollte die gesetzliche Gewährleistungsfrist länger 
sein, so gilt stattdessen die längere Verjährungsfrist. 

14.2. Bei abnahmebedürftigen Leistungen beginnt die Verjährung 
mit der Abnahme, bei übergabebedürftigen Leistungen mit der 
Übergabe an den AG. 

14.3. Im Falle von Rechtsmängeln beginnt die Verjährungsfrist erst 
mit Kenntnis des Mangels durch den AG. 

14.4. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Verjährungsfristen sowie 
Regelungen zum Verjährungsbeginn. 

 
15. Haftung 
15.1. Der AN haftet ausschließlich nach den gesetzlichen Vorschrif-

ten für alle von ihm, seinen Mitarbeitern, Organen, Vertretern, 
Erfüllungs- und/oder Verrichtungsgehilfen oder sonstigen be-
auftragten Dritten (Subunternehmer) vorsätzlich oder fahrläs-
sig verursachten Schäden, soweit diese Schäden entweder 
auf einer Garantie, auf einer Zusicherung oder auf einer Pflicht-
verletzung des AN beruhen. Beruhen die Schäden auf einer 
Pflichtverletzung, haftet der AN jedoch nicht, soweit er nach-
weist, dass die Pflichtverletzung nicht auf seinem Verschulden 
beruht. Daneben stehen dem AG die gesetzlichen Schadens-
ersatzansprüche zu. 

15.2. Soweit der AN eine im Sinne des Produkthaftungsgesetzes 
fehlerhafte Sache hergestellt bzw. geliefert hat, stellt er den AG 
insoweit von allen Ansprüchen Dritter frei 
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15.3. Sollte es bei der Ausrichtung von Veranstaltungen (Events) 
durch Fehler im Verantwortungsbereich des AN zu Schäden 
bei Dritten kommen, so stellt der AN den AG insoweit von allen 
Ansprüchen Dritter frei. 

15.4. Der AN verpflichtet sich, eine Betriebs- und Produkthaftpflicht-
versicherung mit einer De-ckungssumme von mindestens € 5 
Mio. pro Personenschaden/ Sachschaden zu unterhalten und 
dem AG diese auf Verlangen in Kopie nachzuweisen. Individu-
alvertraglich kann auch eine höhere Mindestversicherungs-
summe vereinbart werden. 

15.5. Vertragsstrafen oder pauschalierte Schadensansprüche ge-
gen den AG sind ausgeschlossen. 

15.6. Für einfache und leichte Fahrlässigkeit haftet der AG nur bei 
Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht und nur in Höhe 
des vorhersehbaren Schadens. Wesentliche Vertragspflichten 
sind solche, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchfüh-
rung des Vertrages überhaupt erst ermöglicht und auf deren 
Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig vertrauen darf. 

15.7. Für mittelbare Schäden, insbesondere entgangene Gewinne, 
haftet der AG nicht. 

15.8. Soweit eine Haftung des AG ausgeschlossen ist, gilt der Aus-
schluss auch für die Haftung der Mitarbeiter, gesetzlichen Ver-
treter und Erfüllungsgehilfen des AG. 

15.9. Die Ziffern 15.6, 15.7 und 15.8 gelten nicht im Falle von Vor-
satz und grober Fahrlässigkeit sowie bei Schäden aus der Ver-
letzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit. 

 
16. Rechte Dritter 
16.1. Der AN garantiert, dass alle Leistungen und Nutzungsgegen-

stände frei von Schutzrechten Dritter sind und auch sonst 
keine Rechte Dritter hieran bestehen, die den vertragsgemä-
ßen Gebrauch einschränken oder ausschließen. 

16.2. Verletzen Vertragsleistungen Rechte Dritter (einschließlich ge-
werblicher Schutzrechte und Urheberrechte), wird der AN im 
Rahmen der Nacherfüllung alles Zumutbare tun, um durch ei-
nen Rechtserwerb vertragsgemäße Zustände herzustellen. 
Gelingt der Rechtserwerb nicht, wird der AN eine gleichwertige 
Vertragsleistungen und Liefergegenstände zur Verfügung stel-
len, die die Rechte Dritter nicht verletzen (Umgehungslösung). 
Die Umgehungslösung ist nur dann gleichwertig, wenn sie die 
vereinbarte Nutzbarkeit der Vertragsleistungen und Lieferge-
genstände durch den AG nicht oder lediglich unerheblich ein-
schränkt. Der AN hat die Kosten der Umgehungslösung sowie 
einer ggf. erforderlichen Anpassung der Umgebung der Ver-
tragsleistungen zu tragen, es sei denn, er hat die Verletzung 
der Rechte Dritter nicht zu vertreten. Gelingt es dem AN nicht, 
Beeinträchtigungen durch die Rechte Dritter auszuräumen, ist 
der AG berechtigt, den Vertrag ganz oder teilweise rückgängig 
zu machen oder eine Herabsetzung der Vergütung zu verlan-
gen. Weitere Rechte und Ansprüche des AG bleiben unbe-
rührt. 

16.3. Der AN stellt den AG der Höhe nach unbegrenzt von allen An-
sprüchen Dritter und damit verbundenen Kosten wegen Verlet-
zung der Rechte Dritter frei. Dies gilt nicht, wenn der AG die 
Verletzung der Rechte Dritter ausschließlich zu vertreten hat. 

16.4. Der AN ist im Falle der Geltendmachung von Ansprüchen ge-
gen den AG wegen der Verletzung von Rechten Dritter durch 
die Vertragsleistungen verpflichtet, die Rechtsverteidigung für 
den AG auf eigene Kosten eigenständig zu führen. Der AG 
wird den AN bei der Abwehr von geltend gemachten Ansprü-
chen Dritter, soweit erforderlich, in angemessenem Umfang 
auf Kosten des AN unterstützen. Der AG ist berechtigt, die 
Rechtsverteidigung selbst durchzuführen, wird sich jedoch 
hierbei mit dem AN abstimmen. Auch in diesem Falle ist der 
AN verpflichtet, erforderliche Kosten zu tragen. 

 
17. Geheimhaltung / Geheimnisschutz 
17.1. Die Parteien verpflichten sich, alle im Rahmen der Vertragser-

füllung erlangten vertraulichen Informationen des jeweils an-
deren Vertragspartners, vertraulich zu behandeln und nur für 
den Vertragszweck zu verwenden. Hierzu gehören insbeson-
dere technische wie nicht technische Informationen, Daten, 

Ideen, Erfindungen, Geschäftsgeheimnisse und/oder Know-
how sowie sonstige Informationen, die als vertraulich bezeich-
net oder als solche erkennbar sind. 

17.2. Die Parteien verpflichten sich, empfangene vertrauliche Infor-
mationen nicht zu verwerten, insb. keine Schutzrechtsanmel-
dungen vorzunehmen. Eigentums-, Nutzungs- und Benut-
zungsrechte an vertraulichen Informationen, dem damit ver-
bundenen Know-how oder ggfs. darauf angemeldeten oder er-
teilten Schutzrechten werden nicht erteilt. Die Überlassung der 
vertraulichen Informationen begründet für die empfangende 
Partei keine Vorbenutzungsrechte. 

17.3. Die interne Weitergabe der vertraulichen Informationen ist nur 
insoweit gestattet, als dies für den Vertragszweck erforderlich 
(need-to-know) und sichergestellt ist, dass nur die Mitarbeiter 
die vertraulichen Informationen erhalten, denen im Rahmen 
der rechtlichen Möglichkeiten mit den in diesen AGB enthalte-
nen Verpflichtungen vergleichbare Verpflichtungen auferlegt 
werden oder wurden. 

17.4. Die Parteien verpflichten sich, sämtliche vertraulichen Informa-
tionen Dritten nicht zugänglich zu machen und sie durch ange-
messene Geheimnisschutzmaßnahmen  zu schützen. Die Ver-
vielfältigung solcher vertraulichen Informationen, soweit sie 
nicht ausschließlich der Vertragserfüllung dient, ist nicht ge-
stattet. Sämtliche empfangenen vertrauliche Informationen 
und davon gefertigte Kopien sind auf Anforderung unverzüg-
lich an die jeweilige Partei zurückzugeben oder zu vernichten 
/ zu löschen. Diese Verpflichtung gilt nicht für routinemäßig an-
gefertigte Sicherungskopien des elektronischen Datenver-
kehrs sowie für vertrauliche Informationen und Kopien davon, 
die die empfangende Partei nach geltendem Recht aufbewah-
ren muss. Diese Kopien und zurückbehaltenen vertraulichen 
Informationen unterliegen jedoch im Übrigen weiterhin den 
Bestimmungen dieser AGB.  

17.5. Die Parteien verpflichten sich, empfangene vertrauliche Infor-
mationen ohne ausdrückliche schriftliche Zustimmung der an-
deren Partei insbesondere nicht zurückzuentwickeln und nicht 
auf Zusammensetzung und/oder Herstellung zu untersuchen 
(Verbot des Reverse Engineerings). 

17.6. Die vorstehenden Verpflichtungen finden  keine Anwendung 
auf vertrauliche Informationen, (i) die im Zeitpunkt der Offen-
barung bereits allgemein zugänglich waren oder danach allge-
mein zugänglich werden, ohne dass eine Nichtbeachtung der 
vorstehenden Bestimmungen hierfür mitursächlich ist, (ii)  be-
reits vor der Offenbarung im Besitz der empfangenden Partei 
befanden, (iii) ihr nachfolgend von einem Dritten ohne Geheim-
nisschutzverpflichtung offenbart werden, es sei denn, die Wei-
tergabe des Dritten verstößt nach Kenntnis der empfangenden 
Partei gegen eine Geheimnisschutzverpflichtung, oder (iv) von 
einem Mitarbeiter der empfangenden Partei ohne Kenntnis von 
den offenbarten vertraulichen Informationen selbständig entwi-
ckelt wurden. Wenn und soweit die empfangende Partei durch 
gerichtliche oder behördliche Anordnungen verpflichtet wird, 
vertrauliche Informationen offenzulegen, so ist sie zur Offenle-
gung befugt, soweit die Anordnung dies verlangt, vorausge-
setzt, dass sie dies der offenbarenden Partei zwecks Wahr-
nehmung ihrer Rechte – soweit rechtlich zulässig - unverzüg-
lich mitteilt. Die Beweislast für das Vorliegen einer der vorste-
henden Ausnahmen trägt die Partei, die sich hierauf beruft.  

17.7. Die vorstehenden Verpflichtungen gelten zeitlich unbegrenzt, 
insbesondere auch nach Beendigung der Zusammenarbeit. 

 
18. Vertragsbeendigung 
18.1. Die Bestimmung dieser AEB, insbesondere im Hinblick auf die 

Rechte Dritter (Ziffer 16), der Geheimhaltung (Ziffer 17) und 
des Datenschutzes (Ziffer 19) gelten auch nach Beendigung 
des Vertragsverhältnisses fort. 

18.2. Im Falle einer Beendigung des Vertrages, gleich aus welchem 
Rechtsgrund, wird der AN die dem AG gehörenden oder indi-
viduell für den AG erstellten Daten, Unterlagen, Dokumente 
und sonstige Informationen sowie die vom AG beigestellte o-
der individuell vom AN für den AG erstellte Leistungen 
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kostenfrei übergeben bzw. nach Wahl des AG entweder an ei-
ner von den Vertragspartnern zu definierenden Schnittstelle o-
der auf Datenträger bereitstellen und die Datenstrukturen offen 
legen. Gesetzliche Aufbewahrungspflichten bleiben hiervon 
unberührt. Der AN ist nicht berechtigt, an solchen Daten, Un-
terlagen und Informationen Zurückbehaltungsrechte geltend 
zu machen. 

18.3. Unabhängig vom Grund der Vertragsbeendigung werden die 
Parteien zum Zwecke einer ordnungsgemäßen Vertragsbeen-
digung bzw. Übergabe zusammenarbeiten. Der AG kann vom 
AN verlangen, dass dieser den AG bei der Überleitung der be-
troffenen vertragsgegenständlichen Leistungen auf einen 
Folgeanbieter unterstützt. Die Unterstützung umfasst alle Leis-
tungen, die für eine ordnungsgemäße Überleitung der Leistun-
gen auf den Folgeanbieter erforderlich oder zweckdienlich 
sind, einschließlich der Unterstützung bei der Ausarbeitung 
und Umsetzung eines entsprechenden Überleitungsplans so-
wie der Bereitstellung von erforderlichen Informationen und 
Daten, die einen reibungslosen Übergang auf ein vom AG oder 
ein von diesem benannten Dritten ausgewähltes und/oder be-
triebenes Datenverarbeitungssystem ermöglicht. Folgeanbie-
ter kann sowohl der AG selbst, als auch ein von diesem beauf-
tragter Dritter sein. Die ordnungsgemäße Erbringung von ver-
tragsgegenständlichen Leistungen, welche der AG noch vom 
AN bezieht, darf nicht beeinträchtigt werden. Gegebenenfalls 
entstehende Kosten werden nur nach tatsächlichem Aufwand 
auf Basis vereinbarter Preise erstattet. Anderweitige Vergü-
tungsansprüche des AN sind hierdurch ausgeschlossen. 

 
19. Datenschutz 
19.1. Erhält der AN bei der Erbringung der Vertragsleistungen Zu-

gang zu personenbezogenen Daten, wird er die geltenden 
Datenschutzvorschriften beachten, insbesondere personen-
bezogene Daten ausschließlich zum Zwecke der Erbringung 
der Vertragsleistungen verarbeiten (Zweckbestimmung), 
seine Mitarbeiter schriftlich zur Einhaltung der datenschutz-
rechtlichen Anforderungen nach der DSGVO verpflichten und 
diese über die einzuhaltenden Datenschutzvorschriften be-
lehren und den AG dies auf Nachfrage nachweisen. 

19.2. Finden Auftragsverarbeitungen seitens des AN statt, ist der 
AN zum Abschluss einer Auftragsverarbeitungsvereinbarung 
mit dem AG verpflichtet. 

19.3. Der AG ist berechtigt, die ihm vom AN bei Vertragsabschluss 
und zur Ausführung von Verträgen überlassenen Daten unter 
Einhaltung der jeweils geltenden gesetzlichen Bestimmungen 
des Datenschutzes zu speichern und zu verarbeiten, soweit 
dies zu den vertraglichen Zwecken erforderlich ist. Die Daten-
schutzerklärung ist unter www.burda-procurement.de abruf-
bar. 

 
20. Referenz 

Es ist dem AN nur mit ausdrücklicher schriftlicher und wider-
ruflicher Zustimmung des AG gestattet, den AG als Referenz 
zu verwenden. Insbesondere behält sich der AG die Verwen-
dung seiner Namen, Firmenlogos, eingetragenen Marken oder 
Muster vor. 
 

21. Compliance 
21.1. Der AN verpflichtet sich, innerhalb der Geschäftsverbindung 

weder im geschäftlichen Verkehr noch im Umgang mit Amts-
trägern Vorteile anzubieten oder zu gewähren bzw. zu fordern 
oder anzunehmen, die gegen geltende Antikorruptionsvor-
schriften verstoßen. 

21.2. Der AN verpflichtet sich, innerhalb der Geschäftsverbindung 
keine Vereinbarungen oder aufeinander abgestimmten Verhal-
tensweisen mit anderen Unternehmen zu treffen, die eine Ver-
hinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbe-
werbs gemäß den geltenden Kartellrechtsvorschriften bezwe-
cken oder bewirken. 

21.3. Der AN sichert zu, die jeweils geltenden Gesetze zur Regelung 
des allgemeinen Mindestlohns einzuhalten und von ihm 

beauftragte Unterlieferanten in gleichem Umfang zu verpflich-
ten. Auf Verlangen weist der AN die Einhaltung der vorstehen-
den Zusicherung nach. Bei Verstoß gegen vorstehende Zusi-
cherung stellt der AN den AG von Ansprüchen Dritter frei und 
ist zur Erstattung von Bußgeldern verpflichtet, die dem AG in 
diesem Zusammenhang auferlegt werden. 

21.4. Der AN wird die jeweiligen gesetzlichen Regelungen zum Um-
gang mit Mitarbeitern, Umweltschutz und Arbeitssicherheit ein-
halten. 

21.5. Bei einem Verdacht eines Verstoßes gegen die Verpflichtun-
gen aus Ziffer 20.1 bis 20.4 hat der AN mögliche Verstöße un-
verzüglich aufzuklären und den AG über die erfolgten Aufklä-
rungsmaßnahmen zu informieren. Erweist sich der Verdacht 
als begründet, muss der AN den AG innerhalb einer angemes-
senen Frist darüber informieren, welche unternehmensinter-
nen Maßnahmen er unternommen hat, um zukünftige Ver-
stöße zu verhindern. Kommt der AN diesen Pflichten nicht in-
nerhalb einer angemessenen Frist nach, behält sich der AG 
das Recht vor, von Verträgen mit ihm zurückzutreten oder 
diese mit sofortiger Wirkung zu kündigen. 

21.6. Bei schwerwiegenden Gesetzesverstößen des AN und bei 
Verstößen gegen die Regelungen in den Ziffern 20.1 bis 20.4 
behält sich der AG das Recht vor, von bestehenden Verträgen 
zurückzutreten oder diese fristlos zu kündigen. 
 

22. Schlussbestimmungen 
22.1. Schriftform im Sinne dieser Allgemeinem Einkaufsbedingun-

gen wird auch gewahrt durch Verwendung eines dokumentier-
ten elektronischen Signaturtools (technische Anforderungen 
an die elektronische Signatur im Sinne der eIDAS-Verordnung 
müssen erfüllt sein), wobei die einfache elektronische Signatur 
hierfür ausreicht. Als ebenfalls ausreichend gilt die Nutzung ei-
nes von Burda eingesetzten eProcurement-Tools (insb. Coupa 
bzw. SAP). E-Mail wahrt dagegen diese Form nicht. 

22.2. Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Aus-
schluss des UN-Kaufrechts (CISG) und der Regelungen des 
Internationalen Privatrechts.  

22.3. Sollten einzelne Bestimmungen dieser AEB unwirksam oder 
undurchführbar sein oder nach Vertragsschluss unwirksam o-
der undurchführbar werden, bleibt davon die Wirksamkeit des 
Vertrages im Übrigen unberührt. An die Stelle der unwirksa-
men oder undurchführbaren Bestimmung soll diejenige wirk-
same und durchführbare Regelung treten, deren Wirkungen 
der wirtschaftlichen Zielsetzung am nächsten kommen, die die 
Parteien mit der unwirksamen bzw. undurchführbaren Bestim-
mung verfolgt haben. Die vorstehenden Bestimmungen gelten 
entsprechend für den Fall, dass sich der Vertrag als lückenhaft 
erweist.  

22.4. Gerichtsstand für sämtliche sich aus oder im Zusammenhang 
mit diesem Vertragsverhältnis ergebenden Rechtsstreitigkei-
ten ist München (Amtsgericht oder Landgericht München I), 
vorbehaltlich zwingender abweichender gesetzlicher Gerichts-
stände. Eine Klageerhebung an anderen gesetzlich zuständi-
gen Gerichten behält sich der AG vor. Schlichtungsverfahren 
sind nicht vereinbart. 
 

 
 
 
Stand: 08.07.2020 


